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Vorwort

Als der europäische Gesetzgeber Ende 2011 einen ersten Vorschlag für einen 
Rechtsakt im Bereich der Alternativen Streitbeilegung vorlegte (KOM 2011, 
293), war zunächst nicht zu erwarten, dass dies tiefgreifende Auswirkungen 
auf die nationale Schlichtungspraxis und Gesetzgebung haben könnte. Ur-
sprünglich standen nämlich allein grenzüberschreitende Verbraucherstrei-
tigkeiten im Zentrum der Überlegungen. Für die zur Konfliktbeilegung vor-
gesehenen Schlichtungsstellen wurden zudem nur geringe Mindestvorga-
ben formuliert, in deren weites Spektrum sich die deutsche Schlichtungs-
landschaft ohne weiteres würde einfügen können. Im Laufe des europäi-
schen Gesetzgebungsverfahrens wurde aber der Anwendungsbereich auch 
auf nationale Streitigkeiten erweitert und die Ausgestaltung des Streitbei-
legungsverfahrens nahm immer stärker justizförmige Züge an, indem etwa 
eine Rechtsorientierung, eine Qualifizierung und Neutralitätskontrolle der 
streitbeilegenden Personengruppen eingeführt sowie unternehmensinterne 
Schlichtungsstellen ausgeschlossen wurden. Die am 21.  Mai 2013 erlassene 
Richtlinie 2013/11 EU über die alternative Beilegung verbraucherrechtlicher 
Streitigkeiten (ADR-Richtlinie) verpflichtete schließlich alle Mitgliedstaa-
ten, für die auf ihrem Staatsgebiet ansässigen Unternehmer eine zuständige 
Verbraucherstreitbeilegungsstelle anzubieten, die den relativ hohen Quali-
tätsanforderungen der ADR-Richtlinie an Unabhängigkeit, Transparenz und 
Effektivität entspricht. Etabliert werden sollte ein flächendeckendes Angebot 
außergerichtlicher Verbraucherschlichtung in Europa, das sowohl inländi-
sche als auch grenzüberschreitende Streitigkeiten erfasst, vorausgesetzt sie 
finden zwischen Verbrauchern und Unternehmern aufgrund eines Verbrau-
cherantrags statt. Gegenstand der Richtlinie sind nur Kauf- und Dienstleis-
tungsverträge, wobei indes der weite europäische Dienstleistungsbegriff zu 
bedenken ist. Nach der Vorstellung des europäischen Gesetzgebers soll der 
Binnenmarkt dadurch gefördert werden, dass nach einer Verbrauchertrans-
aktion eine grenzüberschreitende Alternative Streitbeilegung zur Verfügung 
steht, zugleich soll der Zugang der Verbraucher zu den staatlichen Gerichten 
nicht eingeschränkt werden.

Die Frist zur Umsetzung der Richtlinie endete am 9.  Juli 2015. Nur mit 
Verspätung ist der deutsche Gesetzgeber seiner Umsetzungspflicht durch 
das am 19. Februar 2016 beschlossene und in seinen wesentlichen Teilen am 
1.  April 2016 in Kraft getretene Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG) 
nachgekommen. Gegenüber der Richtlinie ist der Anwendungsbereich des 
VSBG auch auf Verträge zwischen Unternehmen und zwischen Verbrauchern 
sowie auf drittstaatliche Unternehmer erweitert worden. Zudem werden alle 
Arten von Verbraucherverträgen, mit Ausnahme der Arbeitsverträge, erfasst. 
Es handelt sich um eine – angesichts des Mindestharmonisierungsansatzes 
der Richtlinie mögliche – überschießende Umsetzung. Das VSBG will in in-
haltlicher Hinsicht vor allem die nach der Richtlinie notwendigen Anforde-
rungen festschreiben, welche eine Einrichtung erfüllen muss, um als Ver-
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braucherschlichtungsstelle anerkannt zu werden. Diese genießt dann Be-
zeichnungsschutz. Das Gesetz unterscheidet zwischen den anerkannten pri-
vaten Verbraucherschlichtungsstellen, den behördlichen Schlichtungsstellen 
und der Universalschlichtungsstelle. Bereits aufgrund anderer Gesetze ein-
gerichtete oder anerkannte Schlichtungsstellen bleiben auch nach dem VSBG 
als solche beauftragt. Wenn eine Schlichtungsstelle gegenüber dem weiten 
Anwendungsbereich des VSBG keine Einschränkung vornimmt, führt sie die 
Bezeichnung »Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle«. Eine Liste der an-
erkannten privaten Schlichtungsstellen ist beim Bundesamt der Justiz abruf-
bar. 

Parallel zur ADR-Richtlinie wurde die Verordnung EU Nr. 524/2013 vom 
21. Mai über die Online-Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten 
(ODR-Verordnung) erlassen. Sie gilt seit dem 9.  Januar 2016 und schafft mit 
der ODR-Plattform eine online gestützte Standardisierung und Koordinie-
rung für grenzüberschreitende Beschwerden. Ein dialogisch angelegtes Be-
schwerdeformular führt den Verbraucher oder Unternehmer zur zustän-
digen Schlichtungsstelle – in der Regel diejenige am Unternehmersitz. Die 
ODR-Verordnung gilt nur für Käufe und Dienstleistungen, bei denen Angebot 
und Bestellung auf elektronischem Wege erfolgen. Die Plattform kann auch 
durch Unternehmer angewählt werden. Deutsche Kontaktstelle für die Platt-
form ist das Bundesamt der Justiz. 

Weder die europäischen Rechtsakte (ADR-Richtlinie und ODR-Verordnung) 
noch das nationale VSBG beinhalten eine konkrete Verfahrensordnung für 
die Verbraucherschlichtung. Das Verfahren vor der einzelnen Schlichtungs-
stelle wird vielmehr nach den jeweiligen Regeln dieser Stelle durchgeführt, 
die freilich über die ODR-Plattform angewählt wird und den qualitativen 
Mindestvorgaben der ADR-Richtlinie und des VSBG genügen muss. Ob das 
Verfahren schriftlich, mündlich oder online, auf Deutsch, Englisch oder auch 
anderen Sprachen, nur auf Verbraucherbeschwerden hin oder auch im b2b 
Bereich abläuft, hängt von der jeweiligen Schlichtungsordnung ab. 

Die Umsetzung der ADR-Richtlinie durch das deutsche VSBG kann auch 
als Konsequenz eines sich seit Jahren abzeichnenden Wandels der Streitkul-
tur in Europa und in Deutschland im Besonderen interpretiert werden. Die 
Instrumente der alternativen Streitbeilegung sollen nach der Vorstellung 
des europäischen Gesetzgebers eine effiziente, schnelle und kostengünstige 
Möglichkeit der außergerichtlichen Konfliktbereinigung zwischen Verbrau-
chern und Unternehmern gewährleisten und auf diese Weise auch zu einer 
Stärkung des Vertrauens in den europäischen Binnenmarkt beitragen (vgl. 
ErwGr. 4 der Richtlinie). Neben die gerichtliche Durchsetzung von Verbrau-
cheransprüchen tritt ein freiwilliges Parallelsystem der Rechtsbewährung, 
das aber den staatlichen Justizinstitutionen über kurz oder lang im Erfolgs-
fall nicht nur Entlastung bringen, sondern sich für diese auch zu einer ernst-
haften Konkurrenz entwickeln könnte, wie von einigen Stimmen befürchtet. 
In jedem Fall bedarf es deswegen hoher verfahrensrechtlicher Mindeststan-
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dards in der Verbraucherstreitbeilegung, um im Interesse des Verbraucher-
schutzes das Schlichtungsverfahren nach rechtsstaatlichen Grundsätzen ab-
laufen zu lassen und den Bedenken der Kritiker, die einen Verlust an Rechts-
sicherheit befürchten, dauerhaft begegnen zu können. 

Der hier vorgelegte Kommentar erfasst das gesamte Verbraucherstreit-
beilegungsgesetz, die zugehörigen europäischen Grundlagen sowie – inhalt-
lich vorangestellt – einige ausgewählte Schlichtungsordnungen. Hierbei wird 
auch ein Einblick in nationale und internationale Schlichtungspraktiken und 
Erfahrungen gewährt. Als kompaktes Nachschlagewerk soll der Kommentar 
nach dem Wunsch der Herausgeber eine profunde Orientierung für Praxis, 
Wissenschaft und Ausbildung bieten. In den Anhängen sind zudem die wich-
tigsten europäischen Regelwerke sowie vom Bundesamt der Justiz erarbeite-
te Musterformulare abgedruckt. Anliegen des Kommentars ist es, den Zweck 
und die tragende Struktur der Vorschriften verständlich darzustellen und 
gleichzeitig eine qualitativ hochwertige und anspruchsvolle Erläuterung zu 
bieten. 

Unser großer Dank gilt zunächst den Autorinnen und Autoren, welche an 
diesem Kommentarprojekt mitgewirkt haben. Für tatkräftige Unterstützung 
danken wir weiter unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, namentlich 
Herrn Ferdinand Gürtler und Herrn Christian Lohr.

Für das sorgfältige Lektorat und die gute Zusammenarbeit schulden wir 
Frau Jana Fiala Dank.

Im Februar 2017

Christoph Althammer 
Caroline Meller-Hannich
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WEG Wohnungseigentumsgesetz
WM Wertpapier-Mitteilungen, Zeitschrift für Wirtschafts- und Bank-

recht
z. B. zum Beispiel
ZEuP Zeitschrift für Europäisches Privatrecht
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZKM Zeitschrift für Konfliktmanagement
ZMediatAusbV Zertifizierte-Mediatoren-Ausbildungs-Verordnung
ZPO Zivilprozessordnung
z. T. zum Teil
ZUM Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht
zust. Zustimmend
zz. zurzeit 
ZZP Zeitschrift für Zivilprozess
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Der ADR-Richtlinie und ihrer deutschen Umsetzung durch das VSBG geht 
eine langjährige ADR-Praxis in Deutschland und Europa voraus. Die aktuel-
le Gesetzgebung ist in der Rechtswirklichkeit daher weniger »revolutionär«, 
als es die mitunter aufgeregte rechtspolitische Diskussion im Vorfeld der 
Gesetzgebung vermuten lässt. Vielmehr stellen die Richtlinie und nationale 
Umsetzung einen (erstmals) einheitlichen Rahmen für Verbraucherschlich-
tung unter Berücksichtigung der Erfahrungen aus der bestehenden Praxis 
dar.

Einen systematischen Überblick über die bestehende Praxis in Europa 
gibt es bislang nur in summarischer1 bzw. exemplarischer2 Form. Die rechts-
wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Gegenstand ließ bisher nur 
wenig empirischen Bezug erkennen und konzentrierte sich auf theoretische 
Erörterungen.

Die nachfolgenden Ausführungen sollen anhand von Praxisbeispielen ei-
nen Eindruck von der bestehenden Praxis von Verbraucher-ADR bieten. Da-
bei werden zunächst bedeutende Stellen aus europäischen Nachbarländern 
vorgestellt (I.). Anschließend richtet sich der Blick auf ausgewählte Stellen in 
Deutschland (II.).

1  Alleweldt u. a., Cross-Border Alternative Dispute Resolution in the European Union, 2011; 
Alleweldt u. a., Study on the use of Alternative Dispute Resolution in the European Union, 
2009; Stuyck u. a., An analysis and evaluation of alternative means of consumer redress 
other than redress through ordinary judicial proceedings, 2007.
2  Hodges / Benöhr / Creutzfeldt-Banda (Hrsg.), Consumer ADR, 2012.

1

2

3
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I.  Europäische Nachbarländer
Besonders erfolgreiche Beispiele für Verbraucher-ADR gibt es in Skandinavi-
en, in den Niederlanden und in Großbritannien

1.	 Schweden

a)	 Überblick

In Schweden – ähnlich wie in den übrigen nordischen Ländern – hat die alter-
native Streitbeilegung in Verbraucherkonflikten bereits eine längere Traditi-
on und es gibt ein entsprechend etabliertes ADR-System.3 Auch wenn der Zu-
gang zu den Gerichten vergleichsweise einfach und niedrigschwellig ist, er-
folgt aufgrund der attraktiven und für die Parteien kostenlosen ADR-Angebo-
te eine gerichtliche Klärung von Verbraucherkonflikten nur selten.

Einen Schwerpunkt des schwedischen Verbraucherschutzes bildet die Ver-
braucherberatung auf kommunaler Ebene. Eine erste Anlaufstelle ist die kos-
tenlose kommunale Verbraucherberatung (kommunala konsumentvägle-
dare), welche von den meisten Kommunen Schwedens angeboten wird.4 Auf 
nationaler Ebene gibt es eine starke Verbraucherbehörde (Konsumentverket). 
Die genannten Einrichtungen arbeiten eng mit den ADR-Stellen zusammen, 
beispielsweise können Verbraucher Schlichtungsanträge auch über die kom-
munalen Verbraucherberatungen stellen.

Wichtigste und größte ADR-Stelle ist das »nationale Verbraucherbe-
schwerdeamt« (Allmänna reklamationsnämnden). Daneben gibt es weitere 
kleinere ADR-Stellen.5

b)	 Allmänna Reklamationsnämnden (ARN)

Die sachliche Zuständigkeit des ARN erstreckt sich auf nahezu alle verbrau-
cherrelevanten Wirtschaftsbereiche. Hinsichtlich der internationalen Zu-
ständigkeit kommt es primär darauf an, dass der Streit schwedischem Recht 
unterliegt.6 Aktivlegitimiert sind in erster Linie individuelle Verbraucher. 
Passivlegitimiert können grundsätzlich alle Unternehmen sein.

3  Siehe für diese und die nachfolgenden Aussagen zu ADR in Schweden: 
Weber / Hodges / Creutzfeldt-Banda, Sweden, in: Hodges / Benöhr / Creutzfeldt-Banda (Hrsg.), 
Consumer ADR, 2012, S. 229 ff.; Berlin, Alternative Streitbeilegung in Verbraucherkonflikten, 
Qualitätskriterien, Interessen, Best Practice, 2014, S. 179 ff.
4  Entsprechende Einrichtungen bestehen in 266 der 290 schwedischen Kommunen, siehe 
Weber / Hodges / Creutzfeldt-Banda, a. a. O., S. 229 f.
5  Siehe Alleweldt u. a., Study of the use of Alternative Dispute Resolution in the European 
Union, 2007, S. 93, wo insgesamt 15 andere Stellen genannt werden.
6  In Einzelfällen kann das ARN auch bei außerhalb Schwedens geschlossenen Verträgen 
tätig werden, wenn z. B. das Unternehmen eine Zweigstelle in Schweden hat und das ARN 
ein kooperatives Verhalten des Unternehmens erwartet, vgl. Weber / Hodges / Creutzfeldt-
Banda, a. a. O. S. 241.

4
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Das ARN ist intern in 13 Fachabteilungen untergliedert, davon zwölf mit 
Spezialzuständigkeit und eine mit Allgemeinzuständigkeit (Auffangfunkti-
on). Im Jahr 2015 gingen beim ARN 12 035 Fälle ein.7

Das Verfahren ist in mehrere Stufen unterteilt. Nach Antragsstellung 
durch den Verbraucher erhält der Unternehmer die (erneute) Möglichkeit 
zu einer direkten Einigung. Scheitert diese, so ergeht ein unverbindlicher 
Schlichtungsvorschlag – in einfach gelagerten oder wiederkehrenden Fall-
konstellationen direkt durch die Geschäftsstelle (kanslibeslut), ansonsten 
durch einen mehrköpfigen Ausschuss unter Beteiligung externer Experten 
(nämndbeslut). Eine förmliche Annahme des Vorschlags durch die Partei-
en ist nicht erforderlich. Die Veröffentlichung der Fallpraxis ist nicht zuletzt 
aufgrund des schwedischen Transparenzgebotes der öffentlichen Verwal-
tung sehr weitgehend. Sowohl Zusammenfassungen von Standardfällen als 
auch Volltextversionen von neuen Fallkonstellationen werden publiziert, 
wobei dies nicht nur über die Website des ARN, sondern auch über eine ju-
ristische Datenbank bzw. durch die Versendung an interessierte Abonnenten 
erfolgt. Auf der Website einer Verbraucherzeitschrift gibt es eine »schwarze 
Liste« mit denjenigen Unternehmen, welche den Vorschlägen des ARN nicht 
folgen.8 Die vorgeschlagene Lösung wurde im Jahr  2015 zu 81  Prozent von 
den Unternehmen befolgt.9 Sind die Parteien mit dem Vorschlag des ARN 
nicht einverstanden, so können sie die Angelegenheit gerichtlich klären las-
sen.

2.	 Niederlande

a)	 Überblick

In den Niederlanden werden alternative Streitbeilegung und das Gerichts-
wesen als gleichwertig und sich gegenseitig ergänzend betrachtet.10 Entspre-
chend sind pragmatische, einvernehmliche Konfliktlösungsverfahren au-
ßerhalb der Gerichte stark verbreitet und kulturell fest verankert.11 Obwohl 
der Zugang zu den Gerichten grundsätzlich als niedrigschwellig gilt, wird die 
gerichtliche Klärung nur als ultima ratio nach Ausschöpfung anderer Mög-
lichkeiten angesehen.12 Der niederländische Staat fördert gezielt ADR, u. a. 

7  Siehe Jahresbericht ARN 2015, http://www.arn.se/globalassets/extern/arsredovisningar/
allmanna-reklamationsnamndens-arsredovisning-2015.pdf, S. 16.
8  Schwarze Liste mit Suchfunktion nach Ländern und Wirtschaftsbranchen, siehe http://
www.radron.se/svarta-listan/.
9  http://www.arn.se/om-arn/aktuellt/rekordmanga-foretag-foljer-arns-beslut-2016-05-24/.
10  Siehe für diese und die nachfolgenden Aussagen zu ADR in den Niederlanden: 
Weber / Hodges, The Netherlands, in: Hodges / Benöhr / Creutzfeldt-Banda (Hrsg.), Consumer 
ADR in Europe, 2012, S. 131, 133; Banda, Sweden, in: Hodges / Benöhr / Creutzfeldt-Banda 
(Hrsg.), Consumer ADR, 2012, S. 229 ff.; Berlin, Alternative Streitbeilegung in Verbraucher-
konflikten, Qualitätskriterien, Interessen, Best Practice, 2014, S. 194 ff.
11  Siehe Weber / Hodges, a. a. O., S. 130, 164.
12  Siehe Weber / Hodges, a. a. O., S. 130 m. w. N.

9

10

11

http://www.arn.se/globalassets/extern/arsredovisningar/allmanna-reklamationsnamndens-arsredovisning-2015.pdf
http://www.arn.se/globalassets/extern/arsredovisningar/allmanna-reklamationsnamndens-arsredovisning-2015.pdf
http://www.radron.se/svarta-listan/
http://www.radron.se/svarta-listan/
http://www.arn.se/om-arn/aktuellt/rekordmanga-foretag-foljer-arns-beslut-2016-05-24/
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seit den 1990 er Jahren durch die Aufnahme spezieller Regelungen in das nie-
derländische Zivilgesetzbuch.13

Die niederländische »ADR-Landschaft« wird von der zentralen, für die 
meisten Verbraucherangelegenheiten zuständigen »Stiftung der Konflikt-
kommissionen für Verbraucherangelegenheiten« (Stichting Geschillencom-
missies voor Consumentenzaken) bestimmt. Daneben gibt es weitere kleine 
Stellen für einzelne Sektoren.

b)	 Stichting De Geschillencommissies (SGC)

Im Jahr 1970 wurde die SGC als Dachorganisation für branchenspezifische 
ADR-Stellen durch den nationalen Verbraucherschutzverband Consumen-
tenbond und einige Unternehmensverbände gegründet. Die Finanzierung er-
folgt gemeinsam durch staatliche Zuschüsse, die Verbände und eine von den 
jeweiligen Parteien zu bezahlende Fallpauschale. Der Sitz der SGC ist in Den 
Haag.

Allgemeine rechtliche Vorgaben für alle Kommissionen ergeben sich aus 
den Qualitätsanforderungen des Justizministeriums.14 Die spezifischen Re-
geln der einzelnen Kommissionen werden gemeinsam von Vertretern der 
Verbraucherschutzorganisationen und der jeweiligen Wirtschaftsverbände 
ausgehandelt, zumeist bevor eine neue Kommission die Arbeit aufnimmt.15 
Alle drei bis fünf Jahre werden die Regelungen überarbeitet bzw. nachverhan-
delt.16

In sachlicher Hinsicht sind die Kommissionen für die meisten großen 
Wirtschaftszweige zuständig. In persönlicher Hinsicht können sich sowohl 
Verbraucher als auch Unternehmen an die SGC wenden. Allerdings dürfen 
nur bei der SGC »registrierte« Unternehmen Verfahrensbeteiligte sein. Die 
Registrierung erfolgt entweder über die Mitgliedschaft des Unternehmens in 
einem am SGC-Verfahren teilnehmenden Branchenverband oder durch Ein-
zelregistrierung für sonstige Unternehmen.

Neben der klassischen Streitbeilegung von Verbraucherbeschwerden (c2 b) 
können sich auch Unternehmen zur Durchsetzung ihrer Forderungen (b2 c) 
an die SGC wenden. Insoweit sich der jeweilige Verbraucher nach Entstehen 
der Streitigkeit mit dem ADR-Verfahren und der Bindungswirkung einer ent-
sprechenden Entscheidung einverstanden erklärt.17

Die Streitbeilegung unter dem Dach der SGC wird von rund 50 unabhän-
gigen, sektorspezifischen Fachkommissionen verwirklicht. Nur die Dachor-

13  Siehe Art. 7:900-906 Burgerlijk Wetboek (BW).
14  Erkenningsregeling geschillencommissies consumentenklachten 1997, Staatscourant 23 
december 1996, nr. 248.
15  Die nationale Verbraucherorganisation Consumentenbond ist stets beteiligt, je nach 
Branche kommen weitere spezifische Verbraucherorganisationen hinzu.
16  Siehe Weber / Hodges, a. a. O., S. 137.
17  Siehe z. B. Art. 12 Reglement Geschillencommissie Makelaardij.

12
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ganisation SGC beschäftigt hauptamtliche Mitarbeiter. Die einzelnen Fach-
kommissionen werden aus einem Pool von ca. 300 externen Fachleuten 
zusammengesetzt, zusätzlich stehen rund 120 Sachverständige zur Verfü-
gung.18 Bei den Fachkommissionen gingen im Jahr 2015 insgesamt 4 627 Fäl-
le ein.19

Das Verfahren gestaltet sich wie folgt: Eingehende Anträge von Verbrau-
chern werden von der zuständigen Fachkommission an das betreffende Un-
ternehmen übermittelt. Dabei werden die Parteien zunächst ermutigt, selbst 
eine Einigung zu finden (schikking). Als Anhaltspunkt können die Parteien 
auch mithilfe einer Suchmaschine die bereits in ähnlich gelagerten Fällen 
ergangenen Entscheidungen einzelner Kommissionen recherchieren.20 Eine 
entsprechende Einigung können die Parteien dann von der SGC dokumentie-
ren lassen. Andernfalls ergeht ein Vorschlag durch die Konfliktkommission. 
Wird auch dieser von den Parteien nicht angenommen, so wird eine münd-
liche Verhandlung (zitting) anberaumt, regelmäßig mit den Parteien und ei-
ner mehrköpfigen Kommission. Diese Verhandlung findet in Den Haag oder 
an einem von weiteren drei Orten in den Niederlanden statt und endet mit 
einer verbindlichen Entscheidung (uitspraak). Die Parteien können auch Zeu-
gen und Sachverständige zur Verhandlung mitbringen.21 Gegen die verbind-
lichen Entscheidungen ist ein anschließendes gerichtliches Vorgehen nur im 
Falle der Verletzung grundlegender Verfahrensrechte möglich.

Die Umsetzung der Verfahrensergebnisse wird von der SGC durch ein spe-
zielles Verfahren sichergestellt: Für die Unternehmer bürgen regelmäßig die 
beteiligten Unternehmensverbände und die Verbraucher müssen zu Verfah-
rensbeginn eine finanzielle Sicherheit hinterlegen.

3.	 Großbritannien

a)	 Überblick

Der Zugang zu Gerichtsverfahren in Verbraucherangelegenheiten gilt in 
Großbritannien als vergleichsweise schwierig.22 Ein Grund dafür sind die 
hohen und unvorhersehbaren Kosten für Gerichtsverfahren. Hinzu kom-
men zumindest in England und Wales hohe Anwaltshonorare nach Stunden-
satz, welche insbesondere für geringe Streitwerte bei Verbraucherkonflik-
ten abschreckend wirken. Die Prozesskostenhilfe wurde zudem stark einge-

18  Siehe Weber / Hodges, a. a. O., S. 140.
19  Siehe Jahresbericht SGC 2015, https://www.degeschillencommissie.nl/over-ons/publi-
caties/, S. 18.
20  Die Suchmaschine ist zu finden unter https://www.degeschillencommissie.nl/consu-
menten/uitsprakenoverzicht/#zoeken.
21  Siehe Weber / Hodges, a. a. O., S. 142.
22  Siehe für diese und die nachfolgenden Aussagen über ADR in Großbritannien: Creutz-
feldt-Banda / Hodges / Benöhr, The United Kingdom, in: Hodges / Benöhr / Creutzfeldt-Banda 
(Hrsg.), Consumer ADR in Europe, 2012, S. 253 ff.; Berlin, Alternative Streitbeilegung in 
Verbraucherkonflikten, Qualitätskriterien, Interessen, Best Practice, 2014, S. 212 ff.
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schränkt. Insgesamt findet daher die gerichtliche Durchsetzung in Verbrau-
cherkonflikten faktisch kaum statt.23

Die alternative Streitbeilegung durch private ADR-Stellen wird von der 
Politik hingegen stark gefördert und entspricht dem liberalen britischen 
Ansatz der unternehmerischen Selbstregulierung.24 Zudem wurden ADR-Ver-
fahren wie z. B. Mediation und verschiedene Möglichkeiten für Bagatellver-
fahren im Prozessrecht verankert. Die größte Stelle ist der Financial Ombuds-
man Service.

b)	 Financial Ombudsman Service (FOS)

Der Ombudsmann-Service für finanzielle Dienstleistungen (Financial Om-
budsman Service – FOS) wurde 2001 als Nachfolgeeinrichtung mehrerer zu-
vor bestehender privater ADR-Stellen des Finanzsektors durch das britische 
Parlament eingerichtet. Der Sitz des FOS ist in London.

Die sachliche Zuständigkeit des FOS erstreckt sich primär auf Bank- und 
Versicherungsdienstleistungen sowie ferner auf weitere Finanzdienstleis-
tungen. Eine Streitwertbegrenzung gibt es nicht, allerdings sind verbindli-
che Entscheidungen nur für Forderungen bis 150 000 britische Pfund mög-
lich.25 In persönlicher Hinsicht ist der FOS für mehr als 100 000 Unterneh-
men des Finanzdienstleistungssektors zuständig. Antragssteller sind grund-
sätzlich die Verbraucher, wobei der FOS jedoch auch von kleinen Unterneh-
men angerufen werden kann. Für die örtliche Zuständigkeit ist es in erster 
Linie maßgeblich, dass das betreffende Unternehmen seinen Geschäftssitz in 
Großbritannien hat.26 Der Wohnsitz des Verbrauchers ist dabei unerheblich.

Der FOS ist zwar formal-rechtlich als private Gesellschaftsform organi-
siert, unterliegt jedoch einer umfangreichen öffentlichen Regulierung. Mit 
3 401 hauptamtlichen Mitarbeitern und einem Eingang von 329 509 Fällen 
im Geschäftsjahr 2014 / 15 ist der FOS europaweit die größte Einrichtung für 
Verbraucher-ADR. 27

Das Verfahren beginnt mit Entgegennahme eines Falles und Prüfung der 
Zuständigkeit durch sog. Erstbearbeiter (frontline advisor) und ist personell 
von der inhaltlichen Fallbearbeitung getrennt. Verantwortlich für die inhalt-
liche Fallbearbeitung sind auf der ersten Stufe die als »Adjudikatoren« (adju-
dicators) bezeichneten Fallbearbeiter und auf einer weiteren Stufe die höher 

23  Siehe Creutzfeldt-Banda / Hodges / Benöhr, a. a. O., S. 254.
24  Siehe Creutzfeldt-Banda / Hodges / Benöhr, a. a. O., S. 255.
25  Siehe gesetzliche Ermächtigung zur Bestimmung eines Höchstbetrags in § 229 FSMA 
2000.
26  Freiwillig können sich darüber hinaus Unternehmen aus dem Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR) anschließen, was z. B. der Zahlungsdienstleister PayPal mit Sitz in 
Luxemburg getan hat.
27  Jahresbericht FOS 2014 / 15, http://www.financial-ombudsman.org.uk/publications/ar15/
index.html.
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